
 

 

 
 
Eingabe der Bundessteuerberaterkammer zum Regierungsentwurf des DidG/EBDIG 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) vertritt als gesetzliche Spitzenorganisation die Ge-
samtheit der bundesweit fast 106.000 Steuerberater, Steuerbevollmächtigten und steuerbera-
tenden Berufsausübungsgesellschaften. Neben der Vertretung des Berufsstandes auf nationa-
ler und internationaler Ebene wirkt die BStBK an der Beratung der Steuergesetze sowie an der 
Gestaltung des Berufsrechts mit. Sie fördert außerdem die berufliche Fortbildung der Steuer-
berater und die Ausbildung des Nachwuchses. 
 
Anbei übersenden wir Ihnen die Eingabe der BStBK zum Regierungsentwurf des Digitale Iden-
titätengesetzes (DIdG)/EBDIG. 
 
Unser zentrales Anliegen ist, dass Steuerberater beim Zugang zu einer künftigen European 
Business Wallet vollständig berücksichtigt werden. Nach der derzeitigen Fassung des Gesetz-
entwurfs besteht die Gefahr, dass ein Teil des Berufsstands – insbesondere wirtschaftlich tätige 
natürliche Personen sowie nicht in Handels- oder Gesellschaftsregistern geführte Berufsaus-
übungsgesellschaften – nicht sachgerecht erfasst wird. 
 
Aus unserer Sicht muss die berufliche Identität von Steuerberatern eigenständig abbildbar sein. 
Eine Nutzung der privaten EUDI-Wallet für berufliche Zwecke ist nicht praxistauglich und wider-
spräche der notwendigen Trennung zwischen privater und beruflicher Sphäre. 
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Wir bitten daher, die Registerregelungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren entsprechend 
anzupassen und insbesondere den Zugang des gesamten steuerberatenden Berufsstands zur 
künftigen European Business Wallet sicherzustellen. Die näheren Gründe sowie konkrete Än-
derungsvorschläge entnehmen Sie bitte der beigefügten Eingabe. 
 
Für einen fachlichen Austausch stehen wir gern zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Moritz Alt i. A. Florian Jäckel 

Geschäftsführer Abteilungsleiter Digitalisierung/IT-Projekte 
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I. Zentrale Forderungen 

 

Am 20. Mai 2026 hat das Bundeskabinett den „Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der 

unionsrechtlichen Vorschriften über die Europäische Brieftasche für die Digitale Identität sowie 

zur Änderung anderer Rechtsvorschriften (Digitale Identitätengesetz – DIdG)“ beschlossen. 

 

Zu dem Referentenentwurf dieses Gesetzes hat die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) be-

reits am 15. April 2026 Stellung genommen. Darin wurde u. a. die unzureichende Anbindung 

der freien Berufe, insbesondere der Steuerberater, kritisiert. Bedauerlicherweise wurden diese 

Kritikpunkte im Kabinettsentwurf nicht berücksichtigt. Aus unserer Sicht besteht daher weiter-

hin Änderungsbedarf am Gesetzentwurf, insbesondere mit Blick auf die künftige europäische 

Wallet-Architektur. 

 

Die BStBK hält die Umsetzung der folgenden Forderungen für zwingend erforderlich: 

 

1. Die Berufliche Identität von Steuerberatern muss eigenständig abgebildet werden. 

 

2. Der Zugang zur künftigen European Business Wallet muss für den gesamten Be-

rufsstand sichergestellt werden. 

 

3. Das Unternehmensbasisdatenregister (UBReg) sollte als zentrale authentische 

Quelle etabliert werden. 

 

4. Die Registerregelungen sollten durch eine Verordnungsermächtigung flexibler wer-

den. 

 

5. Die Berufsregister sollten über das Amtliche Steuerberaterverzeichnis an das Un-

ternehmensbasisdatenregister angebunden werden. 

 

6. Die Wallet-Infrastruktur sollte nicht nur Identitäten, sondern auch Vertretungsbe-

fugnisse (Vollmachten) integrieren. 

 

7. Die Wallet-Infrastruktur sollte sich nahtlos in die bestehende Verwaltungsinfra-

struktur einfügen (Interoperabilität). 

 

8. Der Schriftformersatz sollte praxistauglich in den allgemeinen Verwaltungsverfah-

rensgesetzen ausgestalten werden. 
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II. Begründung der Forderungen 

 

1. Die Berufliche Identität von Steuerberatern muss eigenständig abgebildet werden. 

 

Der Regierungsentwurf zum DIdG/EBDIG bildet die berufliche Identität nicht-registerfähi-

ger wirtschaftlich tätiger natürlicher Personen bislang nicht hinreichend ab. Insbesondere 

Steuerberater, die nicht in Handels- oder Gesellschaftsregistern geführt werden, laufen 

Gefahr, ihre private EUDI-Wallet auch für berufliche Zwecke nutzen zu müssen. Dies wi-

derspricht der notwendigen Trennung von privater und beruflicher Sphäre und gefährdet 

die praxistaugliche Einbindung des Berufsstands in die künftige European Business Wal-

let. 

 

Wirtschaftlich tätige natürliche Personen agieren regelmäßig in einer Doppelrolle: Zum 

einen als natürliche Personen in ihrer privaten Sphäre, zum anderen als wirtschaftlich tä-

tige Personen in ihrer beruflichen Sphäre. Diese Trennung der Sphären sollte auch in ei-

ner künftigen europäischen Wallet-Architektur beibehalten werden. 

 

Eine solche Sphärentrennung findet sich bereits in zahlreichen nationalen Rechtsvor-

schriften. So unterscheidet § 2 Abs. 5 Satz 2 ff. OZG zwischen Bürgerinnen und Bürger- 

und Organisationskonto i. S. d. § 3 Abs. 1 UBRegG. Auch das allgemeine Zivilrecht diffe-

renziert zwischen diesen Sphären, insbesondere durch die Unterscheidung zwischen Ver-

braucher und Unternehmer. 

 

Im nun vorliegenden Kabinettsentwurf wird eine entsprechende Sphärentrennung jedoch 

gerade nicht vorgesehen. Die EUDI Wallet richtet sich ausschließlich an natürliche Perso-

nen, während die European Business Wallet nur Wirtschaftsteilnehmern i. S. d. Art. 3 

Nr. 4 der European Business Wallet-Verordnung (EuBW-VO) vorbehalten sein soll. Zu 

diesen Wirtschaftsteilnehmern zählen nach der Verordnung auch wirtschaftlich tätige na-

türliche Personen. 

 

Dadurch besteht die Gefahr, dass die berufliche Identität wirtschaftlich tätiger natürlicher 

Personen – insbesondere von Angehörigen der freien Berufe wie Steuerberatern – nicht 

hinreichend eigenständig abgebildet wird. Dies würde weder ihrer besonderen rechtlichen 

Stellung noch den Anforderungen einer klaren Trennung zwischen privater und berufli-

cher Sphäre gerecht. 

 

In der Folge wird eine Trennung der Sphären nach § 9 Abs. 2 EBDIG nur für natürliche 

Personen ermöglicht, die im Handelsregister eingetragen sind. Nur für diese Personen-

gruppe wird eine authentische Quelle definiert: 
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„Für Personenidentifizierungsdaten von Kaufleuten im Sinne der §§ 1 bis 7 des Han-

delsgesetzbuchs […] sind die betreffenden Register authentische Quelle im Sinne des 

Artikels 3 Nummer 47 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014.“ 

 

Für wirtschaftlich tätige natürliche Personen, die nicht in Handels- oder Gesellschaftsre-

gistern geführt werden, ist hingegen keine authentische Quelle vorgesehen. Diese Perso-

nen können sich daher lediglich als Privatpersonen identifizieren. 

 

In der Konsequenz müsste ein solo-selbstständiger Steuerberater auch in seiner berufli-

chen Sphäre seine private ID-Wallet nutzen. Dies wirft eine Reihe von Fragen und Proble-

men auf. Zunächst wäre eine solche Nutzung der privaten Wallet für berufliche Zwecke 

äußerst unpraktisch und dürfte die Akzeptanz der Wallet insgesamt beeinträchtigen. Dar-

über hinaus ist es Berufsträgern aus berufs- und haftungsrechtlicher Sicht nicht zuzumu-

ten, ihre private digitale Identität für berufliche Zwecke zu verwenden. 

 

Das Berufsrecht der Steuerberater verlangt eine klare Trennung zwischen privater und 

beruflicher Sphäre. Diese Trennung muss sich folgerichtig auch in den digitalen Identifi-

zierungsverfahren widerspiegeln. Dies betrifft insbesondere datenschutzrechtliche und 

berufsrechtliche Geheimhaltungspflichten, etwa im Zusammenhang mit personenbezoge-

nen Mandantendaten und dem Steuergeheimnis. Vor diesem Hintergrund ist eine eindeu-

tige Trennung zwischen beruflicher und privater Sphäre für Steuerberater nicht nur sach-

gerecht, sondern sogar rechtlich geboten. 

 

2. Der Zugang zur künftigen European Business Wallet muss für den gesamten Berufsstand 

sichergestellt werden. 

 

Die derzeitigen Regelungen im DIdG/EBDIG bzgl. der Registereintragungen bewirken, 

dass wirtschaftlich tätige natürliche Personen und nicht eingetragene Berufsausübungs-

gesellschaften nicht gleichberechtigt erfasst werden.  

 

Ein einmal eingeschlagener, aus unserer Sicht falscher Weg bei der Abbildung von Steu-

erberatern in der EUDI-Wallet könnte sich zudem in der derzeit geplanten European Busi-

ness Wallet fortsetzen. 

 

Gleichzeitig würden wirtschaftlich tätige natürliche Personen, die in Handels- oder ande-

ren Registern eingetragen sind, gegenüber nicht eingetragenen wirtschaftlich tätigen na-

türlichen Personen ungerechtfertigt privilegiert. Weder das deutsche noch das europäi-

sche Recht sehen eine derartige Bevorzugung bestimmter handels- oder gesellschafts-

rechtlich registrierter Rechtsformen vor. Eine solche Differenzierung sollte daher nicht 

erstmals im Rahmen einer künftigen europäischen Wallet-Architektur eingeführt werden. 
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Eine derartige Festlegung würde sich zudem in der geplanten European Business Wallet 

fortsetzen. Dies ist aus unserer Sicht unbedingt zu vermeiden. Nach den derzeitigen Pla-

nungen für die European Business Wallet ist zu erwarten, dass sämtliche wirtschaftlich 

tätigen natürlichen Personen einen eigenen Identifizierungsdatensatz für die Nutzung der 

European Business Wallet benötigen (Art. 8 Abs. 1 EuBW-VO i. V. m. Art. 3 Nr. 2, 4, 7 

EuBW-VO). Aktuell stehen sogar Änderungsanträge im Raum, die für jede wirtschaftliche 

Tätigkeit einer natürlichen Person einen gesonderten Identifizierungsdatensatz vorsehen. 

 

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) wurde die 

Möglichkeit geschaffen, Gesellschaften bürgerlichen Rechts (GbR) in das neu eingeführte 

Gesellschaftsregister eintragen zu lassen. Eine Eintragungspflicht besteht jedoch nicht. In 

der Praxis existieren daher weiterhin zahlreiche GbR, die zwar eintragungsfähig, aber 

nicht im Gesellschaftsregister eingetragen sind. Die Rechtsform der GbR steht dabei 

auch den freien Berufen und damit insbesondere Steuerberatern für die Ausübung ihres 

Berufs offen. 

 

§ 9 Abs. 2 EBDIG legt für die GbR ausschließlich das Gesellschaftsregister als authenti-

sche Quelle fest. Auffällig ist hierbei, dass der Wortlaut der Vorschrift nicht an die tatsäch-

liche Eintragung der Gesellschaft anknüpft. Vielmehr genügt bereits die Eintragungsfähig-

keit der GbR: 

 

„Für Personenidentifizierungsdaten [...] von weiteren juristischen Personen und rechts-

fähigen Personengesellschaften, die gemäß § 707 Abs. 1 BGB eintragungsfähig sind, 

[...]“ 

 

Diese Formulierung dürfte kein redaktionelles Versehen sein. Denn an anderer Stelle 

desselben Absatzes knüpft der Gesetzgeber bei Zweigniederlassungen ausländischer 

Hauptniederlassungen ausdrücklich an die tatsächliche Eintragung und nicht lediglich an 

die Eintragungsfähigkeit an. 

 

Die Regelung wirft jedoch ein grundlegendes praktisches Problem auf. Für eintragungsfä-

hige GbR wird das Gesellschaftsregister exklusiv als authentische Quelle bestimmt. Das 

Gesellschaftsregister enthält jedoch naturgemäß nur Daten solcher GbR, die tatsächlich 

eingetragen sind. Über eintragungsfähige, aber nicht eingetragene GbR verfügt das Re-

gister gerade nicht, da das deutsche Recht bewusst auf eine Eintragungspflicht verzichtet 

hat. Folglich ist nur ein Teil aller eintragungsfähigen GbR über die als authentische Quelle 

vorgesehene Registerstruktur erfasst. 

 

Von dieser Problematik wäre auch ein erheblicher Teil der steuerberatenden Berufsaus-

übungsgesellschaften betroffen, die in der Rechtsform der GbR organisiert sind. Diese 
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Gesellschaften würden allein aufgrund der Entscheidung gegen eine freiwillige Regis-

tereintragung von den Möglichkeiten einer europäischen Wallet-Architektur ausgeschlos-

sen oder zumindest erheblich eingeschränkt. 

 

Es wird daher dringend empfohlen, neben dem Gesellschaftsregister eine weitere authen-

tische Quelle vorzusehen, die auch nicht eingetragene, aber wirtschaftlich tätige und 

rechtsfähige GbR erfasst. Hierfür bietet sich insbesondere das Unternehmensbasisdaten-

register an. Auf diese Weise könnte sichergestellt werden, dass sämtliche eintragungsfä-

higen GbR unabhängig von einer freiwilligen Registereintragung gleichberechtigt an der 

europäischen Wallet-Infrastruktur teilnehmen können. Dies entspräche sowohl der Syste-

matik des deutschen Gesellschaftsrechts als auch dem Ziel einer diskriminierungsfreien 

digitalen Identitätsinfrastruktur. 

 

3. Das Unternehmensbasisdatenregister (UBReg) sollte als zentrale authentische Quelle 

etabliert werden. 

 

Das Unternehmensbasisdatenregister sollte als zentrale authentische Quelle für wirt-

schaftlich tätige Personen und Organisationen vorgesehen werden. Es ist schon heute 

darauf ausgelegt, wirtschaftliche Tätigkeiten registerübergreifend abzubilden, und eignet 

sich daher besonders für eine diskriminierungsfreie Einbindung aller Wirtschaftsteilneh-

mer in die Wallet-Architektur. 

 

Gegenüber dem Referentenentwurf sieht der Kabinettsentwurf in § 9 EBDIG zwar grund-

sätzlich das Unternehmensbasisdatenregister als authentische Quelle vor. Allerdings ist 

diese Regelung lediglich als Auffangtatbestand ausgestaltet und erfasst nicht die wirt-

schaftlich Tätigen, die nicht in den Gesellschaftsregistern geführt werden, vor allem die 

sog. „Solo-Selbstständigen“. Dies betrifft in besonderem Maße die freien Berufe, insbe-

sondere die Steuerberater. 

 

Nach § 3 Abs. 1 Satz 2 UBRegG wird jede wirtschaftliche Tätigkeit als eigenes Unterneh-

men im Sinne des Gesetzes geführt. Dies erfasst ausdrücklich auch wirtschaftlich tätige 

natürliche Personen. Das Unternehmensbasisdatenregister eignet sich daher ebenfalls 

als authentische Quelle für jene Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern, die bislang in der eu-

ropäischen Wallet-Architektur nicht hinreichend berücksichtigt wird, nämlich wirtschaftlich 

tätige natürliche Personen, die nicht in Handels-, Gesellschafts- oder vergleichbaren Re-

gistern eingetragen sind. 

 

Vor diesem Hintergrund ist nicht nachvollziehbar, weshalb an die bereits vorhandenen 

und etablierten Strukturen der Registermodernisierung nicht angeknüpft wird. Eine Lö-

sung für die vorstehend skizzierte Problematik sollte bestehende Strukturen nutzen und 
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ohne unnötigen administrativen oder technischen Aufwand eine praxistaugliche und 

rechtssichere Identifizierung aller Wirtschaftsteilnehmer im Rahmen der europäischen 

Wallet-Architektur ermöglichen. Dadurch ließe sich zugleich eine diskriminierungsfreie 

Behandlung sämtlicher wirtschaftlich tätiger natürlicher Personen sicherstellen – unab-

hängig davon, ob sie in einem Handels- oder Gesellschaftsregister eingetragen sind oder 

ihre wirtschaftliche Tätigkeit im Rahmen eines freien Berufs ausüben. 

 

Die BStBK kann sich sowohl eine unmittelbare Einbindung der Berufsregister als authenti-

sche Quellen als auch eine generelle Anbindung des Unternehmensbasisdatenregisters 

als zentrale authentische Quelle für sämtliche wirtschaftlich tätigen Personen und Organi-

sationen vorstellen. Dies sollte unabhängig davon gelten, ob eine Eintragung in ein Han-

dels-, Gesellschafts- oder sonstiges Register erfolgt ist oder überhaupt erfolgen kann. 

 

Für die Einbindung des Unternehmensbasisdatenregisters sprechen insbesondere Ge-

sichtspunkte der Praktikabilität und Effizienz. Die Konzentration auf eine zentrale authen-

tische Quelle würde die Komplexität der gesamten Wallet-Architektur erheblich reduzieren 

und damit zugleich den technischen und organisatorischen Aufwand für alle Beteiligten 

verringern. 

 

Darüber hinaus müssten die erforderlichen Sicherheits- und Vertrauensmechanismen nur 

für ein zentrales System beziehungsweise eine zentrale Schnittstelle geschaffen und fort-

laufend betrieben werden. Dies würde nicht nur die Implementierung vereinfachen, son-

dern auch die laufenden Betriebs- und Wartungskosten senken. Gleichzeitig ließe sich ein 

einheitliches Sicherheits- und Qualitätsniveau für die Bereitstellung von Identifizierungs-

daten gewährleisten. 

 

Hinzu kommt, dass das Unternehmensbasisdatenregister bereits heute darauf ausgelegt 

ist, wirtschaftliche Tätigkeiten registerübergreifend abzubilden und verschiedene Daten-

quellen zusammenzuführen. Es bietet daher eine geeignete Grundlage, um sämtliche 

Wirtschaftsteilnehmer – einschließlich wirtschaftlich tätiger natürlicher Personen, Angehö-

riger freier Berufe sowie nicht eingetragener Personengesellschaften – in eine europäi-

sche Wallet-Architektur einzubinden. 

 

Vor diesem Hintergrund sollte geprüft werden, ob das Unternehmensbasisdatenregister 

als zentrale authentische Quelle für wirtschaftsbezogene Identitäten ausgestaltet werden 

kann. Dies würde eine diskriminierungsfreie, technisch effiziente und zukunftsfähige Lö-

sung schaffen und zugleich die Anschlussfähigkeit an die geplante European Business 

Wallet fördern. 
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Hilfsweise sollte das Unternehmensbasisdatenregister als die zentrale authentische 

Quelle für die Personenidentifizierungsdaten von Unternehmen i. S. d. § 3 Abs. 1 

UBRegG festgelegt werden. Die Formulierung könnte wie folgt lauten: 

 

„(2) Für Personenidentifizierungsdaten von Unternehmen nach § 3 Absatz 1 des Unter-

nehmensbasisdatenregistergesetzes ist das Register über Unternehmensbasisdaten 

authentische Quelle im Sinne des Artikels 3 Nummer 47 der Verordnung (EU) Nr. 

910/2014. Die Zuständigkeit nach Satz 1 beschränkt sich auf Angaben, die der Identifi-

zierung des Unternehmens dienen; hiervon nicht umfasst sind sonstige Attribute, ins-

besondere solche über berufliche Eigenschaften, Qualifikationen, Berechtigungen oder 

Rechtsstellungen. Die Zuständigkeit anderer Stellen für die Ausstellung gesetzlich vor-

gesehener Attributsbescheinigungen bleibt unberührt.“ 

 

Durch die Sätze 2 und 3 wird die Regelung soweit eingeschränkt, dass gesetzlich vorge-

sehene Zuständigkeiten anderer Stellen unberührt bleiben. Dies umfasst künftig beispiels-

weise die Zuständigkeit für die Ausstellung der noch in Deutschland umzusetzenden digi-

talen EU-Vollmacht. Ferner bleibt den berufsständischen Kammern als gesetzliche Hüte-

rinnen der Berufsregister die Ausstellung der Steuerberatereigenschaft als elektronische 

Attributsbescheinigung vorbehalten (vgl. Anhang VI Nrn. 7 und 8 eIDAS-VO). Insgesamt 

wird damit klargestellt, dass das Unternehmensbasisdatenregister nur für die Perso-

nenidentifizierungsdaten des Unternehmens als authentische Quelle bestimmt wird, nicht 

jedoch für darüberhinausgehende Attribute. 

 

4. Die Registerregelungen sollten durch eine Verordnungsermächtigung flexibler werden. 

 

Die Bestimmung der jeweils zuständigen authentischen Quellen sollte flexibel ausgestal-

tet werden. Die Registerlandschaft befindet sich weiterhin in Entwicklung; deshalb sollte 

das Gesetz nicht abschließend einzelne Register benennen, sondern eine Verordnungs-

ermächtigung vorsehen. 

 

Aufgrund dieser Feststellungen spricht sich die BStBK dringend für eine Änderung von 

§ 9 Abs. 2 und 3 EBDIG an. Eine Lösung könnte darin bestehen, die einzelne Benennung 

der als authentische Quelle dienenden Register aus dem Gesetz auszugliedern. § 9 

EBDIG sollte als Verordnungsermächtigung ausgestaltet werden und in einer darauf fu-

ßenden Verordnung könnten die jeweiligen authentischen Quellen im Einzelnen benannt 

werden. Diese Verordnungslösung bietet eine Reihe von großen Vorteilen: Auf die derzeit 

im Gange befindlichen Änderungen in der Registerlandschaft kann flexibel reagiert wer-

den, weitere Register können schneller und einfacher angebunden werden. Zudem wird 

das Gesetz nicht mit der Nennung einzelner Register als authentische Quelle überfrach-

tet. 
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5. Das Berufsregister sollte an das Unternehmensbasisdatenregister angebunden werden. 

 

Wird das Unternehmensbasisdatenregister als zentrale authentische Quelle ausgestaltet, 

müssen die berufsständischen Register angebunden werden. Nur so können auch wirt-

schaftlich tätige natürliche Personen erfasst werden, die nicht in Handels- oder Gesell-

schaftsregistern geführt werden. 

 

Im Fall der Steuerberater könnte hierfür das Amtliche Steuerberaterverzeichnis als au-

thentische Quelle dienen. Das Amtliche Steuerberaterverzeichnis könnte durch eine ent-

sprechende Regelung im Steuerberatungsgesetz ausdrücklich als authentische Quelle für 

die elektronische Identifizierung im Rahmen einer europäischen Wallet-Architektur defi-

niert werden. Die berufliche Identität der Steuerberater würde dann unmittelbar aus den 

Berufsregistern der regionalen Steuerberaterkammern abgeleitet und zur Einrichtung der 

Wallet genutzt. 

 

Wird das Unternehmensbasisdatenregister als authentische Quelle für die Unternehmen 

im Sinne des § 3 Abs. 1 UBRegG festgelegt, so müssen in der Folge die berufsständi-

schen Register angebunden werden, um die oben genannten, nicht von § 9 Abs. 2 

EBDIG abgedeckten wirtschaftlich Tätigen, insbesondere die Solo-Selbstständigen, zu 

erfassen. Ausdrücklich nicht berührt wird die Ausstellung des Attributs der berufsständi-

schen Identität. Dies bleibt den berufsständischen Kammern im Rahmen ihrer Selbstver-

waltung vorbehalten. 

 

Im Falle der Steuerberater betrifft dies das Berufsregister der Steuerberater nach § 76 

Abs. 5 Satz 1 StBerG. Die Daten aus den 21 Berufsregistern der Steuerberater werden im 

Amtlichen Steuerberaterverzeichnis nach § 86b StBerG zusammengeführt. Die Anbin-

dung des Amtlichen Steuerberaterverzeichnisses könnte über eine Änderung der Verord-

nung über das Register über Unternehmensbasisdaten (UBRegV) erfolgen. Konkret 

schlagen wir folgende Ergänzungen in der UBRegV vor: 

 

§ 9 UBRegV (Weitere Datenübermittlung durch die Registerbehörde) – Ergänzung des 

Katalogs der empfangsberechtigten Stellen: 

 

„§ 9 Weitere Datenübermittlung durch die Registerbehörde  

(1) […]  

5. […],  

6. an das Steuerberaterverzeichnis (§ 86b des Steuerberatungsgesetzes).“  

 

Neuer § 11 UBRegV (Anbindung des Steuerberaterverzeichnisses) – in Anlehnung an 

§ 10 (Stiftungsregister):  
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„§ 11 Anbindung des Steuerberaterverzeichnisses 

 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmächtigte im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 6 Buchstabe a des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes sowie Berufsaus-

übungsgesellschaften im Sinne des Steuerberatungsgesetzes werden ergänzend zu 

§ 3 Absatz 1 des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes im Basisregister als Unter-

nehmen geführt. 

 

(2) Zum Zweck des Aufbaus und der Pflege des Basisregisters werden der Registerbe-

hörde von der Bundessteuerberaterkammer die Mitgliedsnummer [NK2.1] sowie Daten 

zu den Merkmalen nach § 3 Absatz 2, 3 und 4 Nummer 1 bis 3 des Unternehmensba-

sisdatenregistergesetzes übermittelt, soweit diese im Steuerberaterverzeichnis gespei-

chert sind.  

 

(3) Zur Pflege des Basisregisters übermittelt die Bundessteuerberaterkammer der Re-

gisterbehörde in den Fällen der Neueintragungen, Änderungen oder Löschungen von 

Eintragungen im Steuerberaterverzeichnis die Datensätze, die geänderte Daten nach 

Absatz 2 enthalten 

 

(4) Zum Aufbau und zur Pflege des Basisregisters darf die Registerbehörde von der 

Global Legal Entity Identifier Foundation die in Absatz 2 genannten Datenbestände so-

wie die Rechtsträgerkennung (LEI) nach § 3 Absatz 3 Nummer 10 des Unternehmens-

basisdatenregistergesetzes verwenden, soweit diese bei der Global Legal Entity Identi-

fier Foundation gespeichert sind.“ 

 

In der Folge müssten auch Anpassungen am StBerG erfolgen, um das Amtliche Steuer-

beraterverzeichnis als authentische Quelle zu definieren. 

 

6. Die Wallet-Infrastruktur sollte nicht nur Identitäten, sondern auch Vertretungsbefugnisse 

(Vollmachten) integrieren. 

 

Die Wallet-Infrastruktur darf sich nicht auf Identitätsdaten beschränken. Für die Praxis der 

Steuerberater ist entscheidend, dass auch Vertretungs- und Handlungsbefugnisse rechts-

sicher abgebildet werden können. Diese werden in § 15 Abs. 3 EBDIG geregelt. 

 

Es ist allerdings nicht präzisiert, ob mit der Formulierung „überprüfende Attribute durch 

authentische Quellen durch elektronische Attributsbescheinigungen im Sinne des Artikels 

3 Nr. 45 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014“ auch qualifizierte elektronische Attributsbe-

scheinigungen gem. Art. 3 Nr. 45a der eIDAS-Verordnung umfasst sind. 
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Die BStBK tritt dafür ein, ausdrücklich zu regeln, dass solche qualifizierten elektronischen 

Attributsbescheinigungen berücksichtigt werden können. Zudem sollte präzisiert werden, 

wie eine Vertretungsvollmacht konkret hinterlegt werden kann. § 15 Abs. 3 EBDIG kon-

zentriert sich überwiegend auf die organschaftliche beziehungsweise gesetzliche Vertre-

tungsmacht. Diese Vertretungsverhältnisse werden derzeit über die Register abgebildet. 

 

Die im Wirtschaftsleben weit verbreitete rechtsgeschäftliche Vertretungsmacht, die übli-

cherweise nicht in Registern hinterlegt ist, wird hingegen nicht ausreichend berücksichtigt. 

 

Es wird daher folgende Formulierung für § 15 Abs. 3 Satz 2 EBDIG angeregt: 

 

„(3) Alle natürlichen und juristischen Personen im Sinne des Artikels 5a Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 910/2014 sind selbst verantwortlich für ihre Verwaltung von Ver-

tretungsbefugnissen zu Gunsten von Nutzern im Sinne des Artikels 3 Nummer 5a der 

Verordnung (EU) Nr. 910/2014 als vertretende Person im Sinne des Artikels 5a Absatz 

5 Buchstabe f der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. Soweit der Nachweis von Vertre-

tungs- und Handlungsbefugnissen durch eine authentische Quelle im Sinne des Arti-

kels 3 Nummer 47 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 bereitgestellt wird, erfolgt die 

Verknüpfung mit den Personenidentifizierungsdaten über elektronische Attributsbe-

scheinigungen im Sinne des Artikels 3 Nummer 46 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 

oder, sofern die Überprüfung der Attribute durch authentische Quellen nicht gewähr-

leistet ist, durch elektronische Attributsbescheinigungen im Sinne des Artikels 3 Num-

mer 44 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014“. 

 

In diesem Zusammenhang erscheint es sachgerecht, die von der BStBK im gesetzlichen 

Auftrag errichteten Vollmachtsdatenbanken, die Vollmachtsdatenbank Steuern nach § 80 

AO sowie die im Aufbau befindliche Vollmachtsdatenbank Sozialversicherungsrecht nach 

§ 105a SGB IV, in die Wallet-Architektur einzubinden. 

 

Diese Vollmachtsdatenbanken bilden die vorstehend genannten Vertretungs- und Hand-

lungsbefugnisse der Steuerberater in gesetzlich normierter Weise ab. Die hinterlegten In-

formationen könnten daher als verlässliche Quelle für die Abbildung entsprechender Ver-

tretungs- und Handlungsbefugnisse in der Wallet herangezogen werden. 

 

Der § 80a Abs. 4 AO oder der § 85a StBerG könnte daher wie folgt geändert werden:  

 

„(4) Die Datenbank für die Vollmachtsdaten (Vollmachtsdatenbank) dient auch als  

authentische Quelle im Sinne von Artikel 3 Nummer 47 der Verordnung (EU) Nr. 

910/2014 für die Ausstellung elektronischer Attributsbescheinigungen im Sinne von  

Artikel 3 Nummer 45 oder 46 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. Die für die 
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Vollmachtsdatenbank zuständige Stelle ist befugt, auf Grundlage dieser elektronische 

Attributsbescheinigungen über die Vertretung in steuerlichen Verfahren auszustellen 

und diese zur Nutzung in einer europäischen Brieftasche für die Digitale Identität im 

Sinne von Artikel 3 Nummer 42 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 [bessere Alterna-

tive: […] in einer digitalen Brieftasche im Sinne des […; siehe ausführlich unsere Emp-

fehlung unter 2.] bereitzustellen.“ 

 

7. Die Wallet-Infrastruktur sollte sich nahtlos in die bestehende Verwaltungsinfrastruktur ein-

fügen (Interoperabilität).  

 

In ihrer Stellungnahme zum DidG hat die BStBK auch die bislang unzureichende In-

teroperabilität der EUDI-Wallet in den Blick genommen. Insbesondere ist es erforderlich, 

dass die Wallet mit den Nutzerkonten nach dem OZG sowie NOOTS kommunizieren 

kann. Steuerberater handeln regelmäßig behörden- und verfahrensübergreifend für ihre 

Mandanten und sind daher in besonderem Maße auf einheitliche, durchgängige und me-

dienbruchfreie digitale Prozesse angewiesen. 

 

Gerade in der für Steuerberater besonders bedeutsamen Kommunikation mit der Finanz-

verwaltung ist diese Interoperabilität jedoch weiterhin erheblich eingeschränkt. § 87a Abs. 

1 Satz 2 AO begrenzt in der Praxis die Nutzung gemeinsamer digitaler Kommunikations-

wege und begünstigt einen von der allgemeinen digitalen Architektur abweichenden Son-

derweg der Finanzverwaltung. Vor diesem Hintergrund sollte § 12 EBDIG darauf hinwir-

ken, diesen Sonderweg in eine einheitliche digitale Architektur unter Einbeziehung der 

EUDI-Wallet zu überführen. 

 

8. Der Schriftformersatz sollte praxistauglich in den allgemeinen Verwaltungsverfahrensge-

setzen ausgestalten werden. 

 

Die BStBK begrüßt grundsätzlich die in § 16 Abs. 2 EBDIG vorgesehene Möglichkeit zur 

Ersetzung der Schriftform. Die gegenüber früheren Entwürfen vorgenommene Beschrän-

kung des Anwendungsbereichs auf Behörden des Bundes greift jedoch zu kurz und wird 

der föderalen Verwaltungsstruktur in Deutschland nicht gerecht. 

 

Die Regelung des § 16 Abs. 2 EBDIG droht daher in ihrer derzeitigen Ausgestaltung weit-

gehend wirkungslos zu bleiben. Es wird daher angeregt, die Regelung zur Ersetzung der 

Schriftform in den jeweiligen Fachgesetzen, insbesondere im Verwaltungsverfahrensge-

setz des Bundes, den Verwaltungsverfahrensgesetzen der Länder sowie in der Abgaben-

ordnung, zu verankern. Dadurch würde die angestrebte Vereinfachung digitaler Verwal-

tungsverfahren nicht auf die Bundesverwaltung beschränkt bleiben, sondern auch in den 

Länder- und Kommunalverwaltungen Wirkung entfalten. 
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III. Gesetzlicher Änderungsbedarf 

 

1. § 9 Abs. 2 und 3 EBDIG: Verordnungsermächtigung statt einzelgesetzlicher Registerbe-

nennung 

 

Aus den unter II.4 dargestellten Gründen spricht sich die BStBK dafür aus, die Benen-

nung der jeweils als authentische Quelle dienenden Register nicht abschließend im Ge-

setz selbst zu regeln. Stattdessen sollte § 9 EBDIG als Verordnungsermächtigung ausge-

staltet werden. Die jeweiligen authentischen Quellen könnten auf einer darauf fußenden 

Verordnung im Einzelnen benannt werden. Eine solche Verordnungslösung würde es er-

möglichen, flexibel auf die fortlaufende Entwicklung der Registerlandschaft zu reagieren, 

weitere Register einfacher anzubinden und zugleich eine Überfrachtung des Gesetzes mit 

einzelnen Registerbenennungen zu vermeiden.  

 

2. § 9 Abs. 2 EBDIG: Unternehmensbasisdatenregister als zentrale authentische Quelle 

 

Aus den unter II.1 bis II.3 dargestellten Gründen sollte hilfsweise jedenfalls das Unterneh-

mensbasisdatenregister als zentrale authentische Quelle für die Personenidentifizierungs-

daten von Unternehmen i. S. d. § 3 Abs. 1 UBRegG festgelegt werden. Die BStBK schlägt 

hierfür folgende Formulierung vor: 

 

„(2) Für Personenidentifizierungsdaten von Unternehmen nach § 3 Absatz 1 des Unter-

nehmensbasisdatenregistergesetzes ist das Register über Unternehmensbasisdaten 

authentische Quelle im Sinne des Artikels 3 Nummer 47 der Verordnung (EU) Nr. 

910/2014. Die Zuständigkeit nach Satz 1 beschränkt sich auf Angaben, die der Identifi-

zierung des Unternehmens dienen; hiervon nicht umfasst sind sonstige Attribute, ins-

besondere solche über berufliche Eigenschaften, Qualifikationen, Berechtigungen oder 

Rechtsstellungen. Die Zuständigkeit anderer Stellen für die Ausstellung gesetzlich vor-

gesehener Attributsbescheinigungen bleibt unberührt.“ 

 

3. § 9 Abs. 2 EBDIG: Nicht eingetragene GbR und weitere authentische Quelle 

 

Aus den unter II.2 und II.3 dargestellten Gründen sollte § 9 Abs. 2 EBDIG nicht aus-

schließlich auf das Gesellschaftsregister als authentische Quelle für eintragungsfähige 

Gesellschaften bürgerlichen Rechts abstellen. Für nicht eingetragene, aber wirtschaftlich 

tätige und rechtsfähige GbR sollte eine weitere authentische Quelle vorgesehen werden. 

 

Die BStBK regt an, hierfür insbesondere das Unternehmensbasisdatenregister heranzu-

ziehen. Dadurch kann sichergestellt werden, dass auch nicht eingetragene GbR gleichbe-

rechtigt an der europäischen Wallet-Infrastruktur teilnehmen können und nicht allein 
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wegen des Verzichts auf eine freiwillige Registereintragung ausgeschlossen oder erheb-

lich eingeschränkt werden. 

 

4. StBerG: Amtliches Steuerberaterverzeichnis als authentische Quelle 

 

Aus den unter II.1 und II.5 dargestellten Gründen sollte im Steuerberatungsgesetz aus-

drücklich geregelt werden, dass das Amtliche Steuerberaterverzeichnis als authentische 

Quelle für die elektronische Identifizierung im Rahmen einer europäischen Wallet-Archi-

tektur herangezogen werden kann. 

 

Der maßgebliche § 86b Abs. 1 StBerG könnte wie folgt geändert werden: 

 

(1) Die Bundessteuerberaterkammer führt ein elektronisches Gesamtverzeichnis aller 

Mitglieder der Steuerberaterkammern nach § 74 Absatz 1 sowie aller nach § 76a Ab-

satz 2 in das Berufsregister eingetragenen Berufsausübungsgesellschaften. Das Ver-

zeichnis dient der Information der Behörden und Gerichte, der Rechtsuchenden sowie 

anderer am Rechtsverkehr Beteiligter. Das Verzeichnis ist maßgeblich für den Nach-

weis der Identität der Steuerberater, Steuerbevollmächtigen und Leitungspersonen ei-

ner Berufsausübungsgesellschaft im Sinne des § 89a Nummer 1 und 2 sowie dem 

Nachweis der Berufsträgereigenschaft der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 

im elektronischen Rechts- und Verwaltungsverkehr; § 86c Absatz 2 gilt entsprechend. 

Die Steuerberaterkammern geben die im Berufsregister gespeicherten Daten im auto-

matisierten Verfahren in das von der Bundessteuerberaterkammer geführte Gesamt-

verzeichnis ein. Die zuständige Steuerberaterkammer trägt die datenschutzrechtliche 

Verantwortung für die von ihr in das Gesamtverzeichnis eingegebenen Daten, insbe-

sondere für die Rechtmäßigkeit der Erhebung, die Vollständigkeit und die Richtigkeit 

der Daten. Der Abruf einzelner Daten aus dem Gesamtverzeichnis steht jedem unent-

geltlich zu. 

 

Dies würde insbesondere für Steuerberater, die nicht in Handels- oder Gesellschaftsregis-

tern geführt werden, den Zugang zu einer Organisationswallet ermöglichen. Die berufliche 

Identität der Steuerberater könnte damit unmittelbar aus den Berufsregistern der regiona-

len Steuerberaterkammern beziehungsweise aus dem Amtlichen Steuerberaterverzeich-

nis abgeleitet werden. Die Ausstellung elektronischer Attributsbescheinigungen über die 

Steuerberatereigenschaft bliebe den berufsständischen Kammern im Rahmen ihrer 

Selbstverwaltung vorbehalten. 
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5. UBRegV: Anbindung des Steuerberaterverzeichnisses an das Unternehmensbasisdaten-

register 

 

Aus den unter II.5 dargestellten Gründen sollte das Amtliche Steuerberaterverzeichnis an 

das Unternehmensbasisdatenregister angebunden werden. Dies kann durch eine Ergän-

zung der Verordnung über das Register über Unternehmensbasisdaten erfolgen. Konkret 

schlagen wir folgende Ergänzungen in der UBRegV vor: 

 

§ 9 UBRegV (Weitere Datenübermittlung durch die Registerbehörde) – Ergänzung des 

Katalogs der empfangsberechtigten Stellen:  

 

„§ 9 Weitere Datenübermittlung durch die Registerbehörde  

(1) […]  

5. […],  

6. an das Steuerberaterverzeichnis (§ 86b des Steuerberatungsgesetzes).“  

 

Neuer § 11 UBRegV (Anbindung des Steuerberaterverzeichnisses) – in Anlehnung an 

§ 10 (Stiftungsregister):  

 

„§ 11 Anbindung des Steuerberaterverzeichnisses 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmächtigte im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 6 Buchstabe a des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes sowie Berufsaus-

übungsgesellschaften im Sinne des Steuerberatungsgesetzes werden ergänzend zu 

§ 3 Absatz 1 des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes im Basisregister als Unter-

nehmen geführt.  

 

(2) Zum Zweck des Aufbaus und der Pflege des Basisregisters werden der Registerbe-

hörde von der Bundessteuerberaterkammer die Mitgliedsnummer [NK2.1] sowie Daten 

zu den Merkmalen nach § 3 Absatz 2, 3 und 4 Nummer 1 bis 3 des Unternehmensba-

sisdatenregistergesetzes übermittelt, soweit diese im Steuerberaterverzeichnis gespei-

chert sind. 

 

(3) Zur Pflege des Basisregisters übermittelt die Bundessteuerberaterkammer der Re-

gisterbehörde in den Fällen der Neueintragungen, Änderungen oder Löschungen von 

Eintragungen im Steuerberaterverzeichnis die Datensätze, die geänderte Daten nach 

Absatz 2 enthalten.  

 

(4) Zum Aufbau und zur Pflege des Basisregisters darf die Registerbehörde von der 

Global Legal Entity Identifier Foundation die in Absatz 2 genannten Datenbestände so-

wie die Rechtsträgerkennung (LEI) nach § 3 Absatz 3 Nummer 10 des 
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Unternehmensbasisdatenregistergesetzes verwenden, soweit diese bei der Global Le-

gal Entity Identifier Foundation gespeichert sind.“ 

 

6. § 12 EBDIG: Interoperabilität mit OZG, NOOTS und Finanzverwaltung 

 

Aus den unter II.7 dargestellten Gründen sollte § 12 EBDIG sicherstellen, dass die Wallet-

Infrastruktur mit den Nutzerkonten nach dem OZG, dem NOOTS sowie den bestehenden 

Fachverfahren der Verwaltung interoperabel ausgestaltet wird. 

Die BStBK regt insbesondere an, die Kommunikation mit der Finanzverwaltung stärker in 

eine einheitliche digitale Verwaltungsarchitektur einzubeziehen. § 12 EBDIG sollte daher 

darauf hinwirken, Sonderwege einzelner Verwaltungsbereiche schrittweise in eine ge-

meinsame, walletfähige Infrastruktur zu überführen. 

 

7. § 15 Abs. 3 EBDIG: Vertretungs- und Handlungsbefugnisse / elektronische Attributsbe-

scheinigungen 

 

Aus den unter II.6 dargestellten Gründen sollte § 15 Abs. 3 EBDIG klarer regeln, wie Ver-

tretungs- und Handlungsbefugnisse in der Wallet-Infrastruktur abgebildet werden. Insbe-

sondere sollte ausdrücklich erfasst werden, dass auch qualifizierte elektronische Attributs-

bescheinigungen berücksichtigt werden können. 

 

Es wird daher folgende Formulierung für § 15 Abs. 3 Satz 2 EBDIG angeregt: 

 

„(3) Alle natürlichen und juristischen Personen im Sinne des Artikels 5a Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 910/2014 sind selbst verantwortlich für ihre Verwaltung von Ver-

tretungsbefugnissen zu Gunsten von Nutzern im Sinne des Artikels 3 Nummer 5a der 

Verordnung (EU) Nr. 910/2014 als vertretende Person im Sinne des Artikels 5a Absatz 

5 Buch-stabe f der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. Soweit der Nachweis von Vertre-

tungs- und Handlungsbefugnissen durch eine authentische Quelle im Sinne des Arti-

kels 3 Nummer 47 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 bereitgestellt wird, erfolgt die 

Verknüpfung mit den Personenidentifizierungsdaten über elektronische Attributsbe-

scheinigungen im Sinne des Artikels 3 Nummer 46 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 

oder, sofern die Überprüfung der Attribute durch authentische Quellen nicht gewähr-

leistet ist, durch elektronische Attributsbescheinigungen im Sinne des Artikels 3 Num-

mer 44 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014“. 

 

8. § 80a Abs. 4 AO oder § 85a StBerG: Vollmachtsdatenbanken als authentische Quelle 

 

Aus den unter II.6 dargestellten Gründen sollten die gesetzlich errichteten Vollmachtsda-

tenbanken der steuerberatenden Berufsträger in die Wallet-Architektur eingebunden 
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werden. Dies betrifft insbesondere die Vollmachtsdatenbank Steuern nach § 80 AO sowie 

die im Aufbau befindliche Vollmachtsdatenbank Sozialversicherungsrecht nach § 105a 

SGB IV. 

 

Der § 80a Abs. 4 AO oder der § 85a StBerG könnte daher wie folgt geändert werden:  

 

„(4) Die Datenbank für die Vollmachtsdaten (Vollmachtsdatenbank) dient auch als  

authentische Quelle im Sinne von Artikel 3 Nummer 47 der Verordnung (EU) Nr. 

910/2014 für die Ausstellung elektronischer Attributsbescheinigungen im Sinne von Ar-

tikel 3 Nummer 45 oder 46 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. Die für die Vollmachts-

datenbank zuständige Stelle ist befugt, auf Grundlage dieser elektronische Attributsbe-

scheinigungen über die Vertretung in steuerlichen Verfahren auszustellen und diese 

zur Nutzung in einer europäischen Brieftasche für die Digitale Identität im Sinne von 

Artikel 3 Nummer 42 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 [bessere Alternative: […] in 

einer digitalen Brieftasche im Sinne des […; siehe ausführlich unsere Empfehlung un-

ter 2.] bereitzustellen.“ 

 

9. § 16 Abs. 2 EBDIG und Fachgesetze: Schriftformersatz 

 

Aus den unter II.8 dargestellten Gründen sollte die Möglichkeit des Schriftformersatzes 

nicht auf Behörden des Bundes beschränkt bleiben. Die BStBK regt daher an, entspre-

chende Regelungen auch in den jeweiligen Fachgesetzen zu verankern. 

 

Dies betrifft insbesondere das Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes, die Verwal-

tungsverfahrensgesetze der Länder sowie die Abgabenordnung. Nur so kann die vorge-

sehene Vereinfachung digitaler Verwaltungsverfahren auch in der föderalen Verwaltungs-

struktur Wirkung entfalten. 

 

 

IV. Der Steuerberater im EUDI-Ökosystem 

 

Die europäische Wallet-Architektur wird ihren praktischen Nutzen nur entfalten, wenn sie die 

tatsächlichen Rollen und Abläufe der wirtschaftlichen Praxis abbildet. Für Steuerberater be-

deutet dies, dass nicht allein die private Identität als natürliche Person maßgeblich sein darf. 

Erforderlich ist vielmehr eine digitale Abbildung der beruflichen Identität, der Organisationsi-

dentität von Kanzleien und Berufsausübungsgesellschaften sowie der Vertretungs- und Hand-

lungsbefugnisse gegenüber Mandanten und Verwaltung. 

 

Steuerberater nehmen in der deutschen Verwaltungsrealität eine besondere Stellung ein. Sie 

sind nicht nur Nutzer digitaler Verwaltungsverfahren, sondern wirken als beruflich regulierte 
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Vertrauenspersonen und Intermediäre in einer Vielzahl von Verwaltungsprozessen mit. Ge-

rade in steuerlichen Massenverfahren, Förderverfahren, Registermeldungen, Nachweisverfah-

ren und Antragsprozessen handeln sie regelmäßig für Unternehmen, Selbstständige und 

sonstige wirtschaftlich Tätige. Die EUDI-Wallet und die geplante European Business Wallet 

müssen diese Rolle rechtlich und technisch nachvollziehbar abbilden. 

 

Im Folgenden werden drei Szenarien dargestellt, in denen der praktische Nutzen einer wallet-

fähigen Einbindung des Berufsstands besonders deutlich wird. 
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1. Ausstellung der Steuerberateridentität in die EUDI-Wallet 

 

Mit der Einführung der EUDI-Wallet für natürliche Personen entsteht die Möglichkeit, 

Identitäts- und Attributsnachweise in einem europaweit standardisierten digitalen Format 

bereitzustellen.  

 

Für Steuerberater ist dabei entscheidend, dass die Wallet nicht nur die private Identität 

als natürliche Person abbildet, sondern auch einen qualifizierten Nachweis der berufli-

chen Eigenschaft enthalten kann. Die BStBK strebt deshalb an, die Steuerberatereigen-

schaft als beruflichen Nachweis in der EUDI-Wallet verfügbar zu machen. Grundlage hier-

für sollte das Amtliche Steuerberaterverzeichnis als authentische Quelle sein.  

 

Der praktische Bedarf liegt auf der Hand: Ein Steuerberater muss in vielen Verfahren 

nicht nur nachweisen, wer er ist, sondern auch, dass er zur geschäftsmäßigen Hilfeleis-

tung in Steuersachen befugt ist. Diese berufliche Rolle unterscheidet ihn von anderen na-

türlichen Personen und ist für viele digitale Verwaltungsverfahren rechtlich relevant. Wird 

sie nicht walletfähig abgebildet, bleibt die EUDI-Wallet für den Berufsstand in wesentli-

chen Anwendungsfällen unvollständig. Bereits heute kann die Steuerberatereigenschaft 

über die Steuerberaterplattform nachgewiesen werden.  

 

Dieses Modell ist fachlich tragfähig, setzt aber regelmäßig eine spezifische technische 

Anbindung des jeweiligen Verfahrens an die Steuerberaterplattform voraus. Die EUDI-

Wallet kann hier als interoperable Schnittstelle wirken. Wird die Steuerberatereigenschaft 

als elektronischer Attributsnachweis in der Wallet geführt, kann ein Steuerberater in unter-

schiedlichen Verfahren denselben standardisierten Nachweis verwenden.  

 

Behörden und Verwaltungsportale könnten diesen Nachweis maschinenlesbar prüfen, 

ohne jeweils eigene Integrationen oder manuelle Bestätigungsprozesse aufzubauen. Für 

Steuerberater läge der Nutzen in einer einfacheren und medienbruchärmeren Verfahrens-

nutzung. Der Berufsträger könnte sich in einem Verwaltungsportal mit seiner EUDI-Wallet 

anmelden und zugleich den Nachweis seiner Steuerberatereigenschaft vorlegen. Persön-

liche Identifizierung und berufliche Statusprüfung würden technisch zusammengeführt. 

Dies hilft insbesondere dort, wo Steuerberater fachlich eine besondere Rolle haben sol-

len, ein gesonderter Berufsträgerzugang aber bislang zu aufwendig ist. Für die Verwal-

tung entstünde ein Standardisierungseffekt. Der berufliche Status könnte automatisiert, 

aktuell und auf Grundlage einer authentischen Quelle geprüft werden. Uploads von Be-

scheinigungen, manuelle Plausibilitätskontrollen und gesonderte Rückfragen würden re-

duziert.  
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Auch für die Wirtschaft ergäbe sich ein Nutzen, weil Unternehmen und Selbstständige da-

rauf angewiesen sind, dass ihre Berater digitale Verwaltungsverfahren effizient und 

rechtssicher für sie nutzen können. 

 

 
 

2. Nutzung der European Business Wallet durch Steuerberater und Kanzleien 

 

Mit einer European Business Wallet könnte der Steuerberater zunächst seine eigene be-

rufliche Identität und die Vertretungsbefugnis für den Mandanten in standardisierter Form 

nachweisen. Die Kanzlei oder der Berufsträger würde gegenüber dem Verwaltungsver-
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fahren nicht als beliebiger Nutzer auftreten, sondern als eindeutig identifizierter und prüf-

barer Vertreter eines bestimmten Unternehmens. Die Vertretungsbefugnis könnte über 

eine walletfähige Vollmacht oder eine vergleichbare elektronische Attributsbescheinigung 

nachgewiesen werden. Dafür sollten die europäische Entwicklung zur digitalen Vollmacht 

und die bestehenden Strukturen der Vollmachtsdatenbank zusammengedacht werden. 

 

Darüber hinaus könnte die European Business Wallet die interne Kanzleiorganisation un-

terstützen. Steuerberatungskanzleien arbeiten arbeitsteilig; Unterlagen werden vorberei-

tet, geprüft, freigegeben und übermittelt. Nicht jede Handlung erfordert die höchstpersönli-

che Mitwirkung des Berufsträgers. Zugleich muss nachvollziehbar bleiben, wer innerhalb 

der Kanzlei auf welcher Grundlage gehandelt hat. Heute werden solche Abläufe häufig 

über portalbezogene Nutzerkonten, Sammelzugänge oder organisatorische Workarounds 

abgebildet. 

 

Eine European Business Wallet könnte die Organisationsidentität der Kanzlei oder Be-

rufsausübungsgesellschaft abbilden und zugleich rollenbasierte Berechtigungen für Mitar-

beitende ermöglichen. Die Kanzlei würde als Organisation eindeutig auftreten. Innerhalb 

dieser Organisation könnten bestimmte Befugnisse granular vergeben werden, etwa zur 

Vorbereitung von Unterlagen, zur Übermittlung einfacher Datensätze oder zur Kommuni-

kation mit Behörden. Die Berufsträgerrolle bliebe dort maßgeblich, wo Berufsrecht oder 

Fachverfahren eine persönliche Verantwortung verlangen. 

 

Der Nutzen liegt in weniger Medienbrüchen, geringeren administrativen Aufwänden und 

besserer Skalierbarkeit in Massenverfahren. Für die Wirtschaft bedeutet dies schnellere 

und stabilere Verwaltungsprozesse. Für die Verwaltung entsteht ein standardisierter Zu-

gang zu verlässlichen Identitäts-, Rollen- und Vertretungsinformationen. Die European 

Business Wallet wäre damit ein praktisches Werkzeug für die digitale Zusammenarbeit 

zwischen Wirtschaft, steuerberatendem Berufsstand und Verwaltung. 
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3. Der Steuerberater als Intermediär bei der Einrichtung der European Business Wallet 

 

Ein weiterer Anwendungsfall mit Würdigung der besonderen Rolle des Steuerberaters be-

trifft die erstmalige Einrichtung einer European Business Wallet für Unternehmen. Gerade 

bei kleinen und mittleren Unternehmen, Personengesellschaften, nicht registerpflichtigen 

Einheiten oder Unternehmen mit unklaren internen Zuständigkeiten kann die Frage, wer 

eine Business Wallet beantragen, einrichten und administrieren darf, praktische Schwie-

rigkeiten auslösen. Die Wallet soll dem Unternehmen zugeordnet sein. Für die Einrich-

tung müssen aber natürliche Personen handeln. 
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Hier könnte für den steuerberatenden Berufsstand ein eigenständiger Use Case entste-

hen. Steuerberater verfügen regelmäßig über langfristige Mandatsbeziehungen zu Unter-

nehmen. Sie kennen deren wirtschaftliche und organisatorische Verhältnisse, begleiten 

steuerliche und administrative Pflichten und handeln in Massenverfahren bereits heute 

aufgrund erteilter Vollmachten. Die Vollmachtsdatenbank in Steuersachen bildet solche 

Vertretungsbefugnisse strukturiert und digital ab und kann daher als fachlicher Vertrau-

ensanker dienen. 

 

Der Steuerberater wäre in diesem Modell nicht Anbieter der European Business Wallet, 

nicht Anbieter der Identifizierungsdaten und nicht Ersatz für ein Register oder eine sons-

tige authentische Quelle. Seine Rolle bestünde darin, auf Grundlage einer nachweisbaren 

Vollmacht die Einrichtung der Business Wallet für ein Unternehmen anzustoßen und den 

Onboardingprozess treuhänderisch zu begleiten. Die Unternehmensidentifizierungsdaten 

müssten weiterhin aus der jeweils zuständigen authentischen Quelle stammen, etwa aus 

dem Unternehmensbasisdatenregister, dem Handelsregister, dem Gesellschaftsregister 

oder einer anderen rechtlich bestimmten Quelle. 

 

Praktisch könnte das Verfahren so ausgestaltet werden: Das Unternehmen beauftragt 

seinen Steuerberater, die Einrichtung der European Business Wallet vorzubereiten. Der 

Steuerberater weist seine eigene Identität, seine Steuerberatereigenschaft und die Vertre-

tungsbefugnis für das Unternehmen nach. Auf dieser Grundlage kann er den Prozess an-

stoßen, in dem die erforderlichen Unternehmensidentifizierungsdaten aus der authenti-

schen Quelle in die Business Wallet eingebracht werden. 

 

Die Business Wallet wäre dabei von Beginn an dem Unternehmen als Inhaber zugeord-

net. Der Steuerberater würde nicht Inhaber der Wallet. Denkbar ist jedoch, dass er im 

Einrichtungsprozess zunächst als treuhänderischer Nutzer oder Administrator eingesetzt 

wird, um die technische Aktivierung, die Prüfung der Daten und die Übergabe an das Un-

ternehmen vorzubereiten. Diese Rolle müsste klar begrenzt sein und enden, sobald die 

vertretungsberechtigten Personen oder sonst benannten Administratoren des Unterneh-

mens selbst eingerichtet sind. 

 

Für Unternehmen hätte dieses Modell erheblichen praktischen Nutzen. Gerade kleinere 

Unternehmen verfügen häufig nicht über eigene Digitalisierungsabteilungen und sind auf 

Unterstützung durch vertraute Berater angewiesen. Für Steuerberater entstünde ein 

neuer, an bestehende Berufsbilder anschlussfähiger digitaler Unterstützungsprozess. Für 

die Verwaltung könnte die Erstaktivierung der European Business Wallet strukturierter, 

nachvollziehbarer und mit höherer Datenqualität erfolgen. 

 

 


